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See the notice on TED website 343910-2023 - Ergebnis
Deutschland-Hude (Oldenburg): Stadtplanung
OJ S 110/2023 09/06/2023
Bekanntmachung vergebener Aufträge
Dienstleistungen

Rechtsgrundlage:
Richtlinie 2014/24/EU

Abschnitt I: Öffentlicher Auftraggeber

Name und Adressen
Offizielle Bezeichnung: Gemeinde Hude (Oldb)
Postanschrift: Parkstraße 53
Ort: Hude (Oldenburg)
NUTS-Code: DE94D Oldenburg, Landkreis
Postleitzahl: 27798
Land: Deutschland
E-Mail: bothe@hude.de

:Internet-Adresse(n)
Hauptadresse: https://www.hude.de

Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Kommunalbehörde

Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

Abschnitt II: Gegenstand

Umfang der Beschaffung

Bezeichnung des Auftrags
Sanierungsgebiet

CPV-Code Hauptteil
71410000 Stadtplanung

Art des Auftrags
Dienstleistungen

Kurze Beschreibung
Das Verfahren betriftt die Beauftragung eines treuhänderischen Sanierungsträgers für das 
Sanierungsgebiet "Hude - Parkstraße"

Angaben zu den Losen
Aufteilung des Auftrags in Lose: nein

Gesamtwert der Beschaffung
Wert ohne MwSt.: 332 250,00 EUR

Beschreibung

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/343910-2023
mailto:bothe@hude.de?subject=TED
https://www.hude.de
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II.2.2. Weitere(r) CPV-Code(s)
71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros

Erfüllungsort
NUTS-Code: DE94D Oldenburg, Landkreis
Hauptort der Ausführung: 27798 Hude (Oldenburg)

Beschreibung der Beschaffung
Die Gemeinde Hude (Oldb) schreibt die Vergabe der Leistungen eines treuhänderischen 
Sanierungsträgers gem. §§ 157 ff. BauGB für das Sanierungsgebiet „Hude – Parkstraße“ im 
Rahmen eines europaweiten Vergabeverfahrens auf Grundlage der Vergabeverordnung (VgV) 
aus. Es wird ein Verhandlungsverfahren mit vorherigem Teilnahmewettbewerb gem. §§ 17, 74 
VgV durchgeführt. Das Verfahren ist daher zweistufig aufgebaut. In einem ersten Schritt wird 
die Gemeinde aus den fristgerecht eingegangenen Teilnahmeanträgen diejenigen Bewerber 
auswählen, die anschließend auch zur Aufnahme von Verhandlungen und zur Abgabe eines 
Angebots aufgefordert werden sollen. Zur Vorbereitung dieses Verfahrens hat die Gemeinde 
einen Gesamtaufwand prognostiziert. Dieser beruht darauf, dass die „Kappungsgrenze“ (6 % 
der förderfähigen Gesamtkosten abzgl. Grunderwerb) EUR 300.000,00 für die 
Gesamtmaßnahme beträgt. Bei einer angenommenen Sanierungsdauer von etwa 10 Jahren 
entspricht dies einem durchschnittlichen Jahreshonorar von ca. EUR 30.000,00.

Zuschlagskriterien
Qualitätskriterium - Name: Konzept / Gewichtung: 50
Kostenkriterium - Name: Honorar / Gewichtung: 50

Angaben zu Optionen
Optionen: nein

Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

Zusätzliche Angaben

Abschnitt IV: Verfahren

Beschreibung

Verfahrensart
Verhandlungsverfahren

Angaben zur Rahmenvereinbarung oder zum dynamischen Beschaffungssystem

Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkommen: ja

Verwaltungsangaben

Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren
Bekanntmachungsnummer im ABl.: 2022/S 248-723489

Angaben zur Beendigung des dynamischen Beschaffungssystems

Angaben zur Beendigung des Aufrufs zum Wettbewerb in Form einer Vorinformation

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/723489-2022
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Abschnitt V: Auftragsvergabe

Bezeichnung des Auftrags:
Treuhänderischer Sanierungsträger gem. §§ 157 ff. BauGB

Ein Auftrag/Los wurde vergeben: ja

Auftragsvergabe

Tag des Vertragsabschlusses
01/06/2023

Angaben zu den Angeboten
Anzahl der eingegangenen Angebote: 3
Anzahl der eingegangenen Angebote von KMU: 3
Anzahl der eingegangenen Angebote von Bietern aus anderen EU-Mitgliedstaaten: 0
Anzahl der eingegangenen Angebote von Bietern aus Nicht-EU-Mitgliedstaaten: 0
Anzahl der elektronisch eingegangenen Angebote: 3
Der Auftrag wurde an einen Zusammenschluss aus Wirtschaftsteilnehmern vergeben: nein

Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers, zu dessen Gunsten der Zuschlag 
erteilt wurde
Offizielle Bezeichnung: BauBeCon Sanierungsträger GmbH
Postanschrift: Anne-Conway-Str. 1
Ort: Bremen
NUTS-Code: DE501 Bremen, Kreisfreie Stadt
Postleitzahl: 28359
Land: Deutschland
Der Auftragnehmer ist ein KMU: ja

Angaben zum Wert des Auftrags/Loses
Gesamtwert des Auftrags/Loses: 332 250,00 EUR

Angaben zur Vergabe von Unteraufträgen

Abschnitt VI: Weitere Angaben

Zusätzliche Angaben

Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Niedersachsen beim Niedersächsischen Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung
Postanschrift: Auf der Hude 2
Ort: Lüneburg
Postleitzahl: 21335
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@mw.niedersachsen.de
Telefon: +49 4131153308
Fax: +49 4131152943
Internet-Adresse: https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht
/vergabekamm

mailto:vergabekammer@mw.niedersachsen.de?subject=TED
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekamm
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekamm
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VI.5.

VI.4.3. Einlegung von Rechtsbehelfen
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen: 
Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein.
Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem öffentlichen Auftrag oder der 
Konzession hat und die Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 6 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. 
Dabei ist darzulegen, dass dem Unternehmen durch die behauptete Verletzung der 
Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht.
Der Antrag auf Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens ist gem. § 160 Abs. 3 S. 1 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen unzulässig, soweit
1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor 
Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht 
innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat,
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung 
oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt werden,
4. mehr als 15 Kalendertage nach dem Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

Tag der Absendung dieser Bekanntmachung
05/06/2023


